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Mündlidier Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 
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über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, des Gesetzes 
über das Zugabewesen und des Rabattgesetzes 
- Drucksache 1478 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Hoffmann 

Antrag des Ausschusses; 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksadie 1478 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersiditlidien Fassung anzunehmen, 

2. den von den Abgeordneten Stüdden, Griem, Sdimücker und Ge- 
nossen eingebraditen Entwurf eines Gesetzes gegen den unlau- 
teren Wettbewerb — Drucksache 1329 — als durdi die Besdiluß- 
fassung zu Nr. 1 erledigt abzulehnen. 


Bonn, den 13. Dezember 1956 


Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik 

Dr. Hellwig Dr. Hoffmann 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb, des Gesetzes über das Zugabewesen 

und des Rabattgesetzes 
- Drucksache 1478 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 

(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, 
des Gesetzes über das Zugabewesen und des 
Rabattgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb 

§ 1 

§ 27 a des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb (Reidisgesetzbl. 1909 S. 499; 
1925 II S. 115) in der Fassung des Zweiten 
Teils der Verordnung zum Schutze der Wirt- 
schaft vom 9. März 1932, Artikel I Nr. 11 
(Reichsgesetzbl. I S. 121, 124) und der Ver- 
ordnung zur Änderung des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb vom 8. März 
1940 (Reidisgesetzbl. I S. 480) erhält folgende 
Fassung: 

4 27 a 

(1) Die Landesregierungen errichten bei 
üb er fachlichen Berufsvertretungen der ge- 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, 
des Gesetzes über das Zugabewesen und des 
I Rabattgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb 

§ 1 

§ 27 a des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb (Reichsgesetzbl. 1909 S. 499; 
1925 II S. 115) in der Fassung des Zweiten 
Teils der Verordnung zum Schutze der Wirt- 
schaft vom 9. März 1932, Artikel I Nr. 11 
(Reichsgesetzbl. I S. 121, 124) und der Ver- 
ordnung zur Änderung des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb vom 8. März 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 480) erhalt fol- 
gende Fassung: 

„ § 27 a 

(1) Die Landesregierungen errichten bei 
Industrie- und Handelskammern Einlgungs- 
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Entwurf 

werblichen Wirtschaft Einigungsstellen zur 
Beilegung von Wettbewerbsstreitigkeiten 
(Einigungsstellen). 

(2) Die Einigungsstellen sind mit einem 
Rechtskundigen, der die Befähigung zum 
Richteramt hat, als Vorsitzendem und min- 
destens zwei sachverständigen Gewerbetrei- 
benden als Beisitzern zu besetzen. 


(3) Die Einigungsstellen können bei bür- 
gerlichen Rechtsstreitigkelten aus § 13 von 
jeder Partei zu einer Aussprache mit dem 
Gegner über den Streitfall angerufen werden, 
soweit die Wettbewerbshandlungen den ge- 
schäftlichen Verkehr mit dem letzten Ver- 
braucher betreffen. Bei sonstigen bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten aus § 13 können 
die Einigungsstellen angerufen werden, wenn 
der Gegner zustimmt. 

(4) Für die Zuständigkeit der Einigungs- 
stellen Ist § 24 entsprechend anzuwenden. 

(5) Der Vorsitzende der Einigungsstelle 
kann das persönliche Erscheinen der Parteien 
anordnen. Gegen eine unentsdiuldlgt aus- 
bleibende Partei kann die Einigungsstelle eine 
Ordnungsstrafe in Geld fcstsetzen. Gegen die 
Anordnung des persönlichen Erscheinens und 
die Straffestsetzung findet die sofortige Be- 
schwerde an das für den Sitz der Einigungs- 
stelle zuständige Landgericht (Kammer für 
Handelssachen oder, falls es an einer solchen 
fehlt, Zivilkammer) statt. 

(6) Die Einigungsstelle hat einen gütlichen 
Ausgleich anzustreben. Aus einem vor der 
Einigungsstelle geschlossenen Vergleich sozvie 
aus einer Straffestsetzung findet die 2wangs- 
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stellen zur Beilegung von Wettbewerbsstrei- 
tigkeiten in der gewerblichen Wirtschaft 
(Einigungsstellen). 

(2) Die Einigungsstellen sind mit einem 
Rechtskundigen, der die Befähigung zum 
Richteramt nach dem Gerichtsverfassungs- 
gesetz hat, als Vorsitzendem und mindestens 
zwei sachverständigen Gewerbetreibenden 
als Beisitzern zu besetzen. Der Vorsitzende 
soll auf dem Gebiete des Wettbewerbsrechts 
erfahren sein. Die Beisitzer werden von dem 
Vorsitzxnden für den jeweiligen Streitfall aus 
einer alljährlich für das Kalenderjahr aufzu- 
stellenden Liste der Beisitzer berufen. Die Be- 
rufung soll im Einvernehmen mit den Par- 
teien erfolgen. Für die Ausschließung und 
Ablehnung von Mitgliedern der Einigungs- 
stelle sind die §§ 41 bis 43 und § 44 Abs. 2 
bis 4 der Zivilprozeßordnung entsprechend 
anzuwenden. Über das Ablehnungsgesudi 
entscheidet das für den Sitz der Einigungs- 
stelle zuständige Landgericht (Kammer für 
Handelssachen oder, falls es an einer solchen 
fehlt, Zivilkammer). 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) Der Vorsitzende der Einigungsstelle 
kann das persönliche Erscheinen der Parteien 
anordnen. Gegen eine unentschuldigt ausblei- 
bende Partei kann die Einigungsstelle eine 
Ordnungsstrafe in Geld festsetzen. Gegen die 
Anordnung des persönlichen Erscheinens und 
gegen die Straffestsetzung findet die sofor- 
tige Beschwerde nach den Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung an das für den Sitz der 
Einigungsstelle zuständige Landgericht (Kam- 
mer für Llandelssachen oder, falls es an einer 
solchen fehlt, Zivilkammer) statt. 

(6) Die Einigungsstelle hat einen gütlichen 
Ausgleich anzustreben. Sie kann den Parteien 
einen schriftlichen, mit Gründen versehenen 
Einigungsvorschlag machen. Der Einigungs- 
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Entwurf 

Vollstreckung statt; ^ ^ der Zivilprozeß- 

ordnung ist entsprechend anzuwenden. 


(7) Kommt ein Vergleich nicht zustande, so 
kann sich die Einigungsstelle gutachtlich über 
den Streitfall äußern, im Falle des Absatzes 3 
Satz 2 jedoch nur, wenn der Gegner hiermit 
einverstanden ist. 

(8) Die Einigungsstelle kann, wenn sie den 
geltend gemachten Anspruch von vornherein 
für unbegründet oder sich selbst für unzu- 
ständig erachtet, die Einleitung von Eini- 
gungsverhandlungen ohne weiteres ablehnen. 


(9) Ist ein Rechtsstreit der in Absatz 3 
Satz 1 bezeichneten Art ohne vorherige An- 
rufung der Einigungsstelle anhängig gemacht 
worden, so kann das Gericht auf Antrag den 
Parteien unter Anberaumung eines neuen 
Termins aufgeben, vor diesem Termin die 
Einigungsstelle zur Eierbeiführung eines güt- 
lichen Ausgleichs anzurufen. In dem Verfah- 
ren über den Antrag auf Erlaß einer einst- 
weiligen Verfügung ist diese Anordnung nur 
zulässig, wenn der Gegner zustimmt. Ab- 
satz 8 ist nicht anzuwenden. 

(10) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, die zur Durchführung der vorste- 
henden Bestimmungen und zur Regelung des 
Verfahrens vor den Elnigungsstellen erfor- 
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Vorschlag und seine Begründung dürfen nur 
mit Zustimmung der Parteien veröffentlidit 
werden. 

(6 a) Kommt ein Vergleich zustande, so 
muß er in einem besonderen Schriftstück 
niedergelegt und unter Angabe des Tages 
seines Zustandekommens von den Mitglie- 
dern der Einigungsstelle, welche in der Ver- 
handlung mitgewirkt haben, sowie von den 
Parteien unterschrieben werden. Aus einem 
vor der Einigungsstelle geschlossenen Ver- 
gleich findet die Zwangsvollstreckung statt; 
§ 797 a der Zivilprozeßordnung ist ent- 
sprediend anzuwenden. 

(7) entfällt 


(8) Die Einigungsstelle kann, wenn sie 
den geltend gemachten Anspruch von vorn- 
herein für unbegründet oder sich selbst für 
unzuständig erachtet, die Einleitung von 
Einigungsverhandlungen ablehnen. 

(8 a) Durch die Anrufung der Einigungs- 
stelle wird die Verjährung in gleicher Weise 
wie durch Klageerhebung unterbrochen. Die 
Unterbrechung dauert bis zur Beendigung 
des Verfahrens vor der Einigungsstelle fort. 
Kommt ein Vergleich nicht zustande, so ist 
der Zeitpunkt, zu dem das Verfahren been- 
det ist, von der Einigungsstelle festzustellen. 
Der Vorsitzende hat dies den Parteien mitzu- 
teilen. Wird die Anrufung der Einigungs- 
stelle zurückgenommen, so gilt die Unter- 
brechung der Verjährung als nicht erfolgt. 

(9) unverändert 


(10) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, die zur Durchführung der vor- 
stehenden Bestimmungen und zur Regelung 
des Verfahrens vor den Einigungsstellen er- 
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derlichen Vorschriften zu erlassen und Be- 
stimmungen über die Erhebung von Gebüh- 
ren und Auslagen durch die Einigungsstelle 


forderlichen Vorschriften zu erlassen, ins- 
besondere über die Aufsicht über die Eini- 
gungsstellen, über ihre Besetzung unter an- 
gemessener Beteiligung der nicht den Indu- 
strie- und Handelskammern angehörenden 
Gewerbetreibenden (§ 2 Abs. 2 bis 6 des Ge- 
setzes zur vorläufigen Regelung des Rechts 
der Industrie- und Handelskammern vom 
18. Dezember 1956 — Bundesgesetzbl. I 
S. 920) und über die Vollstreckung von Ord- 
nungsstrafen, sowie Bestimmungen über die 
Erhebung von Gebühren und Auslagen durch 
die Einigungsstelle zu treffen. 


Artikel 2 


Artikel 2 


Änderung 

des Gesetzes über das Zugabewesen 


Änderung 

des Gesetzes über das Zugabewesen 


§ 2 des Gesetzes über das Zugabewesen 
vom 12. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 264) 
erhält folgende Fassung: 


unveranaert 


Die in § 27 a des Gesetzes gegen den un- 
lauteren Wettbewerb vorgesehenen Eini- 
gungsstellen können auch bei bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten aus der Verordnung zum 
Schutze der Wirtschaft vom 9. März 1932, 
Erster Teil (Reichsgesetzbl. I S. 121) ange- 
rufen wer den. ‘‘ 


Artikel 3 


Artikel 3 


Änderung des Rabattgesetzes 


Änderung des Rabattgesetzes 


§ 13 des Rabattgesetzes vom 25. November 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1011) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften und des 
Rabattgesetzes vom 21. Juli 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 212) erhält folgende Fassung: 


nverändert 


Die in § 27 a des Gesetzes gegen den un- 
lauteren Wettbewerb vorgesehenen Eini- 
gungsstellen können bei bürgerlldien Rechts- 



Entwurf 

Streitigkeiten aus diesem Gesetz angerufen 
werden.“ 

Artikel 4 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

S 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs, 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Artikel 4 
Schlußvorschriften 
§ 4 

unverändert 

unverändert 


6 



